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Bebauungsplan Nr. 81A18 - Teil 1 (Moosaik) als vorhabenbezogener Be-
bauungsplan im südlichen Bereich zwischen der Münchner Straße, der Pe-
tersbrunner Straße und der Moosstraße sowie östlich der Petersbrunner 
Straße;  
Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange 
 
Stellungnahme der höheren Naturschutzbehörde 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 

vielen Dank für die förmliche Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB an o.g. Verfah-

ren zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 81A18 – Teil 

1 (Moosaik).  

 

Ziel des Bebauungsplans ist die Umwandlung eines größtenteils bereits versie-

gelten Bereichs im Gewerbegebiet am Nord-Ostrand der Stadt Starnberg hin zu 

einem modernen Quartier mit Gewerbe, Dienstleistung, Gastronomie und Woh-

nungsangeboten. Das Gebiet umfasst ca. 3,74 ha. Dabei sollen alle bestehen-

den Gebäude abgerissen und durch 16 Gebäude mit Gebäudehöhen zwischen 

20 m und 38 m ersetzt werden (bisher ca. 15 m Gebäudehöhe).  

 

Die höhere Naturschutzbehörde wird im Rahmen der Bauleitplanung eingebun-

den, sofern erhebliche Beeinträchtigungen europäischer Schutzgebiete (§ 34 

BNatSchG), das Eintreten von Verbotstatbeständen nach Naturschutzgebiets-

verordnungen (§ 23 BNatSchG) und/oder des besonderen Artenschutzes (§ 44 

BNatSchG) zu erwarten sind. 
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Das beplante Gebiet grenzt hinsichtlich der von der höheren Naturschutzbehörde zu prüfenden 

Belange im Osten direkt an das FFH-Gebiet 7934-371 „Moore und Wälder der Endmoräne bei 

Starnberg“ und das Naturschutzgebiet (NSG) „Leutstettener Moos“. Etwa 400 m südlich liegt 

das SPA-Gebiet 8133-401 „Starnberger See“.  

 

1. Besonderer Artenschutz 

 

1.1 Vögel: 

 

Von der Planung sind die Arten Haussperling (Passer dometicus), Mauersegler (Apus apus), 

Stieglitz (Carduelis carduelis) und Star (Sturnus vulgaris) betroffen. 

 

Für diese saP-relevanten im Gebiet brütenden Vogelarten werden CEF-Maßnahmen durchge-

führt, die aus Sicht der höheren Naturschutzbehörde geeignet sind, das Eintreten des Ver-

botstatbestandes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Schädigungsverbot von Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten) vorgezogen auszugleichen (vgl. 4.2 Maßnahmen zur Sicherung der kontinu-

ierlichen ökologischen Funktionalität, Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zum Bebauungs-

plan Nr. 81A18 Teil 1, Stand 05.11.2024). 

 

Eine Betroffenheit von durchziehenden Vogelarten, insbes. auf dem Weg vom SPA-Gebiet 

„Starnberger See“ ins Leustettener Moor und umgekehrt, durch eine Erhöhung des Kollissions-

risikos an den großflächigen Glasfassaden ist anzunehmen, wurde aber nicht artbezogen er-

fasst. 

 

In o.g. Unterlage wurden Maßnahmen zur Vermeidung des Tötungsverbots nach § 44 Abs. 1 

Nr. 1 BNatSchG aufgelistet. Bei Einhaltung aller aufgelisteten Vermeidungsmaßnahmen (vgl. 

4.1 Maßnahmen zur Vermeidung, saP zum Bebauungsplan Nr. 81A18 Teil 1, Stand 

05.11.2024) kann nach derzeitiger fachlicher Einschätzung eine signifikante Erhöhung des Tö-

tungsrisikos durch Kollisionen vermieden werden.  

 

Glasfassade: 

Die einzelnen Fassaden wurden entsprechend des Leitfadens „Vermeidung von Vogelverlusten 

an Glasscheiben“ der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG-Leidfaden) be-

wertet. Die Ost-, Nord- und Südfassade des Gebäudes, welches direkt an das NSG „Leutstette-

ner Moos“ grenzt, wurden mit einem geringen Vogelschlagrisiko bewertet. Alle anderen Fassa-

den wurden in die Kategorie „mittleres Risiko“ eingestuft. Entsprechend dem Leitfaden bedeu-

tet dies, dass im Einzelfall ein erhöhtes Tötungsrisiko bestehen kann und weitere Vermei-

dungsmaßnahmen getroffen werden müssen. Die Unterlage zur saP (vgl. Spezielle arten-

schutzrechtliche Prüfung zum Bebauungsplan Nr. 81A18 Teil 1, Stand 05.11.2024) enthält 

eine Liste solcher Vermeidungsmaßnahmen, die alle ausnahmslos einzuhalten sind.  

 

Hinweis: Sollte sich wider Erwarten nachträglich herausstellen, dass die Vermeidungsmaßnah-

men nicht ausreichen und ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko (vgl. LAG-Leitfaden) besteht, 

müssen weitere Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Folien mit hochwirksamen Vogelschutzmus-

tern) in Abstimmung mit den Naturschutzbehörden ergriffen werden.  

 

Vorsorglich sei darauf hingewiesen, dass das nachträgliche Ergreifen der Schutzmaßnahmen 
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hohe Kosten verursachen kann. 

 

1.2 Fledermäuse: 

 

Von den Planungen sind die Arten Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) und Rauhautfle-

dermaus (Pipistrellus nathusii) betroffen. Den Ausführungen in der Unterlage zur saP kann aus 

naturschutzfachlicher Sicht gefolgt werden, sodass unter Einhaltung der aufgeführten Maßnah-

men (4.1 und 4.2, saP zum Bebauungsplan Nr. 81A18 Teil 1, Stand 05.11.2024) der Eintritt 

von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden kann. 

 

2. Naturschutzgebiet „Leutstettener Moos“ 

 

Von den Planungen ist auch randlich das Naturschutzgebiet „Leutstettener Moos“ (NSG) be-

troffen (Bau einer Tiefgarage). Laut der Grundwassermodellierung kann es im Randbereich des 

NSG zu einem temporären Absunk des Grundwassers von maximal 5 cm kommen. Die Auswir-

kungen auf den Grundwasserstand beschränken sich auf den Auwald im Randbereich, hier 

wird einem dauerhaften Absunk mit grundwasserregulierenden Maßnahmen entgegengewirkt 

(vgl. FFH-Verträglichkeitsprüfung, Stand 05.11.2024, S. 17; Umweltbericht, Stand 05.11.2024, 

S. 8). 

Der Auwald befindet sich noch innerhalb des NSG. Nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 der Verordnung über 

das NSG „Leutstettener Moos“ ist es u.a. verboten, den Grundwasserstand oder den Zu- und 

Ablauf des Wassers zu verändern. Bevor mit den Baumaßnahmen begonnen wird, ist eine 

naturschutzrechtliche Befreiung nach § 6 Abs. 1 der NSG-Verordnung i. V. m. § 67Abs. 1 

BNatSchG bei der höheren Naturschutzbehörde zu beantragen. 

 

3. Natura 2000-Gebiete 

 

3.1 FFH-Gebiet 7934-371 „Moore und Wälder der Endmoräne bei Starnberg“ 

Die FFH-Verträglichkeitsprüfung wurde im November 2024 durchgeführt und kommt zu dem 

Ergebnis, dass eine erhebliche Beeinträchtigung der EHZ auszuschließen ist. Es findet keine 

Bebauung im FFH-Gebiet statt, allerdings gibt es bau-, anlage- und betriebsbedingte Wirkfakto-

ren die ins Gebiet hineinwirken. Konkret wurden die Wirkfaktoren Lärmemission, Lichtemission, 

Staubemission, Erschütterungen, Stickstoffeintrag, Änderung des Grundwasserstands, Ver-

schattung und erhöhter Freizeitdruck auf die Schutzgüter 3260, 7140, 7230, 91E1*, 91E2* und 

1065 abgearbeitet. Die Erheblichkeit der Beeinträchtigungen wird unter der Annahme ausge-

schlossen, dass bestimmte Vermeidungsmaßnahmen durchgeführt werden.  

 

Die in der FFH-VP genannten Vermeidungsmaßnahmen sind alle zwingend einzuhalten 

(vgl. 6.1 und 6.2, Umweltbericht, Stand 05.11.2024).  

Die Bewertung des Einflusses der veränderten Hydrologie auf die Schutzgüter des FFH-Ge-

biets wird aufgrund eines bestehenden Monitorings und einer Modellierung ausgeschlossen. 

Für den Auwald westlich der Würm ist es laut den Modellierungen möglich, dass es temporär 

zu einem Absinken des Grundwassers um max. 5 cm kommt, dem wird mit Grundwasserregu-

lierenden Maßnahmen entgegengewirkt, somit sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu 

erwarten.  
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Um sicherzugehen, dass sich das Vorhaben nicht negativ auf das FFH-Gebiet auswirkt, 

ist ein Grundwassermonitoring mit Fokus auf den Einfluss auf die Schutzgüter des FFH-

Gebiets durchzuführen, dieses ist mit der unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt 

Starnberg (UNB) abzustimmen. 

 

3.2 SPA-Gebiet 8133-401 „Starnberger See“ 

 

Die Unterlage zur Bewertung möglicher Auswirkungen auf das SPA-Gebiet vom November 

2024 kommt zu dem Ergebnis, dass eine erhebliche Beeinträchtigung der EHZ auszuschließen 

ist.  

Das SPA-Gebiet liegt etwa 300 m vom Planungsgebiet entfernt. Mögliche Beeinträchtigungen 

ergeben sich aus dem Kollisionsrisiko an den Glasscheiben, da das Plangebiet genau zwi-

schen dem SPA-Gebiet und dem Leutstetter Moos liegt. Es muss angenommen werden, dass 

das Planungsgebiet regelmäßig von Arten aus dem SPA-Gebiet überflogen wird.  

 

Aus Sicht der HNB ist nach derzeitigem Kenntnisstand das Kollisionsrisiko aufgrund der 

festgelegten Vermeidungsmaßnahmen reduziert und damit nicht erheblich.  

 

Zur Information verweisen wir auf das Urteil des Gerichtshofs vom 12.09.2024 (EuGH, 

12.09.2024 - C-66/23 - dejure.org), wonach in der Verträglichkeitsprüfung auch solche Arten zu 

betrachten sind, die nicht Erhaltungszielart des jeweiligen SPA-Gebiets sind, aber in dem Ge-

biet vorkommen. Aus Gründen der Rechtssicherheit wird eine entsprechende Ergänzung der 

Unterlage dringend empfohlen. Aus unserer Sicht ist eine weitere Kartierung nicht erforderlich, 

wenn nachvollziehbar dargestellt werden kann, dass das angegebene Maßnahmenkonzept für 

alle dort vorkommenden Arten greift.  

 

4. Notwendige Maßnahmen 

 

Es ist sicherzustellen, dass die nachfolgenden Maßnahmen umgesetzt werden. Dabei sind 

diese, soweit möglich, in die textlichen Festsetzungen der Satzung des Bebauungsplans zu 

übernehmen: 

1. Es ist ein Abdunkelungskonzept zu erstellen, um zu vermeiden, dass insbesondere die 

höheren Stockwerke eine zu starke Lichtemission erzeugen.  

 

2. Vor Beginn der Bauarbeiten ist eine naturschutzrechtliche Befreiung nach § 6 Abs. 1 i. 

V. m. § 67 Abs. 1 BNatSchG bei der Regierung von Oberbayern zu beantragen.  

 

3. Es ist ein Grundwassermonitoring im Leustettener Moos mit Fokus auf die FFH-LRT 

durchzuführen und vorab mit der unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt Starn-

berg abzustimmen. 

 

4. Um die Erschütterungen bei der Anlage von Spundwänden zu minimieren, sind Verfah-

ren wie Vorbohren, Einspülen oder die Hochfrequent-Vibration bzw. Kombinationen aus 

den genannten Verfahren anzuwenden oder sind erschütterungsarm einzubringende 

MIP- oder Bohrpfahl-Wänden zu verwenden. 

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=EuGH&Datum=12.09.2024&Aktenzeichen=C-66%2F23
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=EuGH&Datum=12.09.2024&Aktenzeichen=C-66%2F23
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5. Es ist eine ökologische Baubegleitung (ÖBB) zu beauftragen, die die Maßnahmen be-

gleitet, überwacht und dokumentiert. Die ÖBB muss die entsprechenden Qualifikationen 

nachweisen können. Fokus der ÖBB sind insbesondere: 

a. Artenschutz: insbesondere Überprüfung der Maßnahmen zur Vermeidung von 

artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen und Prüfung der Wirksamkeit der 

CEF-Maßnahmen 

b. Einhaltung der Schutzmaßnahmen für das angrenzende FFH-Gebiet und NSG 

„Leutstettener Moos“ (z.B. die Prüfung der Wirksamkeit des Zauns, der u.a. vor 

Staubbelastung des FFH-Gebiets schützen soll) auch hinsichtlich der Maßnah-

men zur Verhinderung des Absinkens des Grundwasserstands im Bereich des 

FFH-Gebiets und NSG 

c. Einhaltung der Maßnahmen zum Schutz des Torfkörpers 

 

6. Die ökologische Baubegleitung hält den Kontakt zur unteren Naturschutzbehörde, infor-

miert diese zeitnah über den Stand der Arbeiten und bindet sie bei auftretenden Abwei-

chungen zur Planung und Problemen rechtzeitig ein. Der Vorhabenträger verpflichtet 

die ÖBB, vor Baubeginn die ausführenden Baufirmen und insbesondere alle mit den 

konkreten Bauarbeiten betrauten Personen im Rahmen eines gemeinsamen Ortster-

mins in die landschaftspflegerischen Anforderungen einzuweisen. Hierbei ist insbeson-

dere auf die artenschutzfachlichen Maßnahmen und Tabuflächen hinzuweisen. 

 

7. Soweit die ÖBB die Durchführung von Maßnahmen auf andere Personen überträgt, hat 

sie diese im erforderlichen Umfang anzulernen, einzuweisen und zu überwachen. Bei 

unvorhergesehenen Ereignissen ist die uNB und - betreffend den Besonderen Arten-

schutz zusätzlich auch die hNB - unverzüglich zu informieren und eine Abstimmung be-

züglich des weiteren Vorgehens vorzunehmen. Die Dokumentation über die Ereignisse 

(inkl. aussagekräftiger Fotos) ist im nächsten Bericht zu inkludieren.   

 

8. Nach Beendigung der Tätigkeit der ÖBB hat der Vorhabenträger dafür Sorge zu tragen, 

dass noch verbleibende Maßnahmen bis zur Zielerreichung, einschließlich Erfolgskon-

trollen (Nr. 8.3.7) und ggf. Nachsteuerung, und die Unterhaltungspflege auf Flächen, auf 

denen landschaftspflegerische Maßnahmen durchzuführen sind, von Fachpersonal, das 

der Qualifikation der ökologischen Baubegleitung entspricht, gesteuert und überwacht 

werden. Ein Bericht der ÖBB mit aussagekräftigen Fotos ist nach Ende der Bauarbeiten 

und Wiederherstellung der Biotopflächen bei der unteren Naturschutzbehörde am Land-

ratsamt Starnberg einzureichen. 

 

Hinweis: 

Bei der frühzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte keine Einbindung der höheren 

Naturschutzbehörde.  

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
Dorothee Kettermann-Tröger  
Regierungsdirektorin 
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